
Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan
"Anbindung Dornstadter Höfe", Gemeinde Dornstadt   - E n t w u r f -

GESETZLICHE GRUNDLAGEN DIESES BEBAUUNGSPLANES SIND:

1.         PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 BauGB und BauNVO)

1.1         ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)

1.1.1

1.1.1.1    

1.1.1.2

Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO)

Zulässig sind:

Nicht zulässig sind:

GE

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Im GE1 Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel, die dem Reisebedarf dienen und über

eine Verkaufsfläche von maximal 200 m² verfügen,
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
- Tankstellen,
- Anlagen für sportliche Zwecke.

- Einzelhandelsbetriebe, die die unter 1.1.1.1 genannten Vorgaben nicht erfüllen,
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche
und Baumasse untergeordnet sind,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
- Vergnügungsstätten.

DAS BAUGESETZBUCH (BauGB)                 

DIE BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO)        

DIE PLANZEICHENVERORDNUNG (PlanZV90)   

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634),
      zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBI. 2023 I  Nr. 221)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBI. I S. 176)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 l S. 58),
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802)

DIE LANDESBAUORDNUNG       In der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBI. S. 358, ber. S. 416),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2023 (GBI. S. 170)BADEN-WÜRTTEMBERG (LBO-BW)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO)

1.2.1

1.2         MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

0,8 maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)

1.2.2 10,0 maximal zulässige Baumassenzahl (BMZ)



1.3         BAUWEISE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

1.4         ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

1.3.1 a abweichende Bauweise

1.4.1 Baugrenze

1.2.3 Oberkante der baulichen Anlagen als absolute Höhe in Metern
über NHN (§ 16 Abs. 2 BauNVO)

1.3.1.1 Die Bauweise ist als abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Die
abweichende Bauweise wird als offene Bauweise ohne Längenbeschränkung definiert. Dies
entspricht einer offenen Bauweise mit einer möglichen Gebäudelänge von über 50,0 m. Die
Grenzabstände gemäß Landesbauordnung sind einzuhalten.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
1.5         FLÄCHEN FÜR ERFORDERLICHE NEBENANLAGEN

1.5.1.2 In GE1 und GE2 sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nur innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.5.1.3 Nebenanlagen in Form von Stellplatzüberdachungen zur Installation von Photovoltaikanlagen
zur Stromerzeugung auf offenen Parkplätzen  gemäß § 23 des Klimaschutz- und
Klimawandelanpassungsgesetz (KlimaG BW) in Verbindung mit § 6 der Photovoltaik-
Pflicht-Verordnung (PVPf-VO)  sind innerhalb des Geltungsbereichs zulässig.

1.5.1.1 Im Bereich der zentralen Umsteigestelle für Busse sind Nebenanlagen, welche in
Zusammenhang mit deren Nutzung stehen (z.B. Überdachungen für Wartebereiche,
Unterstellmöglichkeiten für Fahrräder, Fahrschein- und Verkaufsautomaten, etc.), in den
ausgewiesenen Flächen für Nebenanlagen zulässig.

OKmax =
615,00 m ü. NHN

1.5.1
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen (§ 14 BauNVO)

NA

1.5.2 Stellplätze und Garagen (§ 12 BauNVO)

1.5.2.1 In GE1 und GE2 sind Garagen sowie überdachte Stellplätze nur innerhalb der Baugrenzen
zulässig. Dies gilt entsprechend für Stellplatzüberdachungen, die zur Installation von
Photovoltaikanlagen auf offenen Parkplätzen dienen.

1.2.3.1 Die festgesetzten Oberkanten (OK) können für Gebäudeaufbauten auf maximal 20 % der
errichteten Grundfläche um 3,0 m überschritten werden.



1.8.1.1 Auf der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche sind standortgerechte Bäume der
Artenliste 2 und Sträucher der Artenliste 3 zu pflanzen. (Pflanzabstand: 1 Baum pro 15 m²; 1
Strauch pro 2,5 m² Pflanzgebotsfläche). Entlang der B10 muss eine blickdichte Bepflanzung
mit mindestens 150 cm Höhe als Blendschutz erfolgen.

1.8.1 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
(Pflanzgebot)Pfg.

1.8         FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.7         GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

1.7.1
Öffentliche Grünflächen

1.7.1.1 Die öffentlichen Grünflächen sind landschaftsgärtnerisch mit standortgerechten Gehölzen
aus den Artenlisten 1 bis 3 anzulegen und zu unterhalten.

1.7.2 Verkehrsgrün

1.6.2 Öffentlicher Geh- und Radweg

1.6.3 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

1.8.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen in GE1 und GE2 sind gärtnerisch anzulegen und
mit Bäumen der Artenliste 2 und Sträuchern der Artenliste 3 zu bepflanzen sowie zu
unterhalten. Je 1.000 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Baum zu pflanzen.

1.6         VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

1.6.1 Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Hinweis: Gemäß § 23 des Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz (KlimaG BW) besteht bei
dem Neubau eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35
Stellplätzen für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche die
Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung. Gemäß § 23 Abs. 6
(KlimaG BW) gilt die Pflicht nicht bei Parkplätzen, die unmittelbar entlang der Fahrbahnen
öffentlicher Straßen angeordnet sind. Im Übrigen können die unteren Baurechtsbehörden,
insbesondere aus städtebaulichen Gründen, Ausnahmen von dieser Pflicht erteilen. Gemäß
§ 6 Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) sind auf geeigneten Stellplatzflächen
Photovoltaikanlagen mit einer Modulfläche von mindestens 60 % der zur Solarnutzung
geeigneten Stellplatzflächen zu installieren.



Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse
Großbäume, 20 bis 30 m

Spitz-Ahorn Acer platanoides I. Ordnung
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus I. Ordnung
Birke Betula pendula I. Ordnung
Ginkgo* Ginkgo bilboa I. Ordnung
Tulpenbaum* Liriodendron tulipifera I. Ordnung
Platane* Platanus acerifolia I. Ordnung
Zerreiche* Quercus cerris I. Ordnung
Trauben-Eiche Quercus petraea I. Ordnung
Stiel-Eiche Quercus robur I. Ordnung
Amerikanische Roteiche* Quercus rubra I. Ordnung
Robinie* Robinia pseudoacacia I. Ordnung
Amerikanische Linde* Tilia americana I. Ordnung
Winter-Linde Tilia cordata I. Ordnung
Krimlinde* Tilia x euchlora I. Ordnung
Kaiserlinde* Tilia x europaea I. Ordnung
Sommer-Linde Tilia platyphyllos I. Ordnung
Silberlinde* Tilia tomentosa I. Ordnung

Artenliste 1

Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse
Kleinbäume und mittelhohe
Bäume, 7 bis 20 m

Feldahorn Acer campestre II. Ordnung
Purpur-Erle Alnus x spaethii II. Ordnung
Felsenbirne* Amelanchier arborea II. Ordnung
Hainbuche Carpinus betulus II. Ordnung
Trompetenbaum* Catalpa bignonioides II. Ordnung
Kornelkirsche Cornus mas II. Ordnung
Baumhasel* Corylus colurna  II. Ordnung
Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata II. Ordnung
Apfeldorn* Crateagus lavallei II. Ordnung

Artenliste 2

1.8.3 Artenlisten

Gebietsheimische Gehölze für das Gemeindegebiet Dornstadt

Bei Anpflanzungen sollten bevorzugt gebietsheimische Gehölze aus dem Vorkommensgebiet
5.2 "Schwäbische und Fränkische Alb" aus der nachfolgenden Liste verwendet werden. Fett
gekennzeichnete Pflanzen sind der Auswahl aus der GALK-Straßenbaumliste
"Zukunftsbäume für die Stadt" entnommen und gebietsheimisch. Mit * gekennzeichnete
Arten sind der Auswahl aus der GALK-Straßenbaumliste "Zukunftsbäume für die Stadt"
entnommen aber nicht gebietsheimisch. Spezielle Sorten werden hier nicht gesondert
aufgeführt.

Obstgehölze, wie beispielsweise Apfel, Birne, Pflaume, Kirsche sind zulässig. Die einzelnen
Gehölzarten sind vor Anpflanzung auf ihre Standorteignung und Verwendung zu prüfen. Auf
eventuelle Konflikte zwischen früchtetragenden Gehölzen und dem ruhenden Verkehr wird
hingewiesen.

Das Anpflanzen von Koniferen und Nadelgehölzen ist, mit Ausnahme von Eiben (Taxus
baccata) nicht zulässig.
Für Baumpflanzungen gilt eine Mindestqualität zum Zeitpunkt der Pflanzung von:
Hochstamm, StU > 16 cm, in 1 m Höhe.
Für Strauchpflanzungen gilt eine Mindestqualität zum Zeitpunkt der Pflanzung von:
Höhe 100-150 cm.



Artenliste 2

Deutscher Name Botanischer Name 
Sträucher

Hainbuche Carpinus betulus
Gewöhnliche Hasel Corylus avellana
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata
Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna
Gewöhnliches Pfaffenhütchen Euonymus europaeus
Faulbaum Frangula alnus
Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Schlehe Prunus spinosa
Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica
Echte Hunds-Rose Rosa canina
Wein-Rose Rosa rubiginosa
Weiden Arten Salix div. spec.
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Trauben-Holunder Sambucus racemosa
Europäische Eibe Taxus baccata
Wolliger Schneeball Viburnum lantana
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus

Artenliste 3

1.9.1 Versickerung des Niederschlagswassers der Dachflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

1.9

1.9.1.1 Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist getrennt zu fassen und in offenen
Versickerungsmulden über die belebte Bodenzone mit mindestens 30 cm auf dem
Baugrundstück zur Versickerung zu bringen.

Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna II. Ordnung
Pflaumenblättriger Weißdorn* Crataegus x prunifolia II. Ordnung
Dreilappiger Apfel* Eriolobus trilobatus II. Ordnung
Weißesche* Fraxinus americana II. Ordnung
Blumenesche* Fraxinus ornus II. Ordnung
Rotesche*  Fraxinus pennsylvanica II. Ordnung
Gleditschie* Gleditsia triacanthos  II. Ordnung
Blasenesche* Koelreuteria paniculata II. Ordnung
Amberbaum* Liquidambar styraciflua II. Ordnung
Baummagnolie* Magnolia kobus II. Ordnung
Wallapfel* Malus tschonoskii II. Ordnung
Hopfenbuche* Ostrya carpinifolia II. Ordnung
Persischer Eisenholzbaum* Parratia persica II. Ordnung
Vogel-Kirsche Prunus avium II. Ordnung
Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus II. Ordnung
Ungarische Eiche* Quercus frainetto II. Ordnung
Schnurbaum* Sophora japonica II. Ordnung
Mehlbeere Sorbus aria II. Ordnung
Vogelbeere Sorbus aucuparia II. Ordnung
Schwedische Mehlbeere* Sorbus intermedia II. Ordnung
Elsbeere Sorbus torminalis II. Ordnung
Kegellinde* Tilia x flavescens II. Ordnung
Europäische Eibe Taxus baccata  II. Ordnung



1.10         ARTENSCHUTZ

1.10.1 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene
Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG), welche vor Baubeginn durchgeführt
werden müssen:

CEF 1: Ersatzquartiere Fledermäuse:
Aufgrund des potentiellen Wegfalls von Quartieren spalten-bewohnender Fledermäuse
(z.B. Bartfledermaus, Zwergfledermaus) und einer baumhöhlen/dachboden-bewohnenden
Fledermausart (Langohr) ist wie folgt vorzugehen:
Vorgezogenes Errichten von drei dauerhaften Gebäudequartieren an verbleibenden
Gebäuden im Gebäudebestand des direkten Umfelds, bevorzugt in einem bestehenden
Dachstuhl durch dessen gezielte Öffnung. Alternativ sind bekannte Fledermausquartiere im
direkten Umfeld zu verbessern oder drei Fledermaushäuser zu errichten.

CEF 2: Ersatznisthilfen Mauersegler und Haussperling:
Aufgrund des potentiellen Wegfalls von Nistplätzen für Mauersegler und Haussperling ist wie
folgt vorzugehen: Vorgezogenes Herstellen von 20 Nisthilfen für Mauersegler und zehn
Nisthilfen für den Haussperling an verbleibenden Gebäuden oder an Gebäuden im direkten
Umfeld. Alternativ sind jeweils ein Vogelhaus für den Mauersegler und den Haussperling
aufzustellen.

CEF 3: Herstellung eines Zauneidechsen-Habitates:
Es ist ein Eidechsenhabitat mit insgesamt 25 m Länge im Geltungsbereich bzw. im direkten
Umfeld vor Beginn der Absammlung (V3) herzustellen. Die Vorgaben der Arbeitshilfe der LfU
Bayern (2020) zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung–Zauneidechse sind zu
beachten.

Zur Vermeidung der Zugriffsverbote sind entsprechend des aktuellen Untersuchungsstandes
folgende Maßnahmen zu berücksichtigen:

V1a: Abriss nach dem 1.3. bis Mitte August:
Vor Beginn der Brutzeit der Vögel und der Aktivitätszeit der Fledermäuse, also bis Ende
März/Anfang April, sind insbesondere die Bereiche der festgestellten Quartiere von einem
Fledermausfachmann auf Fledermäuse und Vögel zu kontrollieren. Sind Bereiche besetzt,
sind diese von außen zu markieren, damit sie bei den Bauarbeiten berücksichtigt und
entsprechend behandelt werden können. Wenn Bereiche nicht mit Einwegverschlüssen
verschlossen werden können, sollten Gebäudeteile abgebaut werden, damit sich keine Vögel
und Fledermäuse ansiedeln können oder sind im Zuge der Ökologischen Baubegleitung zu
untersuchen und Tiere ggf. zu bergen und an Frau Kistler (Fledermausschutz München) zu
übergeben.

V1b: Abriss von Mitte August bis Ende Februar:
Rechtzeitig vor Baubeginn bzw. spätestens im Herbst sind die Nischen und Spalten auf
Vorkommen von Fledermäusen zu untersuchen. Ggf. sind bei Nachweisen von
Fledermäusen Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen oder Einwegverschlüsse
anzubringen.

1.9.1.2 Sickerschächte und Rigolen zur unmittelbaren Einleitung in den Untergrund sind nicht
zulässig.

1.9.1.3 Die Entwässerung der Baugrundstücke ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in
den Bauplänen darzustellen.



V2: Rodung Gehölze:
Rodung der Gehölze zwischen dem 1.10. und Ende Februar. Vor der Beräumung sind die
betroffenen Bäume auf Vorkommen von Fledermäusen und Vögel, insbesondere Spechte, zu
untersuchen. Ggf. sind bei Nachweisen von Tieren Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen
oder Einwegverschlüsse anzubringen. Bisher nicht einsehbare Bereiche sind im Zuge der
Fällung auf Besatz von Fledermäusen zu kontrollieren (Kontrolle mit Steiger oder
vorsichtiges Ablegen der Stämme, damit diese am Boden nochmals kontrolliert werden
können). Bei Feststellung von Tieren ist die Untere Naturschutzbehörde direkt zu
verständigen und das weitere Vorgehen abzusprechen.

V3: Potentieller Lebensraum Zauneidechse:
Kurzrasige Mahd der Fläche im März. Anschließend ab April bzw. bei geeigneter Witterung
5-maliges Absuchen der Fläche nach potentiell vorhandenen Zauneidechsen. Je nach Lage
der Fundorte Absammeln der Eidechsen und Umsiedlung auf das erstellte Eidechsenhabitat
(CEF 3). Ggf. Aufstellen eines Reptilienzaunes während der Bauphase, damit kein Tier in die
Baufläche einwandert.

1.13       SONSTIGE DARSTELLUNGEN

1.13.1 Bezugspunkt zur Höhenermittlung in Meter über NHN602,60 m ü. NHN

1.13.2 bestehende Bebauung

1.13.3 bestehende Bebauung im Geltungsbereich

Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummern1290/21.13.4

Maßangaben in Meter1.13.5 5.50

1.11.1.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) und § 22 Abs. 1 Straßengesetz
Baden-Württemberg (StrG) sind die Flächen längs der Bundesstraße B10 entsprechend der
Einzeichnung im Planteil im Abstand von 20 m, gemessen vom äußeren Rand der
befestigten Fahrbahn, von Hochbauten jeder Art freizuhalten.

1.11.1

1.11        FLÄCHEN, DIE VON BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

1.12       SONSTIGE FESTSETZUNGEN

1.12.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten
sind; hier: Anbauverbot entlang Bundesfernstraßen

z.B.



2.         SATZUNG DER ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN
(§ 74 LBO-BW)

2.1 DACHGESTALTUNG

2.1.1 Zulässig sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Dachneigung von bis zu 10°.
Als Dachaufbauten sind technisch notwendige Vorrichtungen auf bis zu 10 % der Dachfläche
zulässig. Die Flachdächer und flachgeneigten Dächer sind extensiv mit einer Substratstärke
von mind. 12 cm zu begrünen.

2.3 FREIFLÄCHENGESTALTUNG

2.3.1 Flächen für Stellplätze und Wege auf den Baugrundstücken sind auf einem
wasserdurchlässigen Unterbau und mit wasserdurchlässigen Oberflächen (z.B.
Rasenpflaster oder offene Fugen) auszuführen. Be- und Entladeflächen sind mit
wasserundurchlässigen Belägen herzustellen.

2.3.2 Im Rahmen des Bauantrags ist für die Baugrundstücke ein mit der Gemeinde abgestimmter
Freiflächengestaltungsplan vorzulegen.

2.4 WERBEANLAGEN

2.4.1

2.4.2

Die von Werbeanlagen bedeckte Fassadenseite darf pro Fassadenseite max. 10% betragen.
Werbeanlagen auf den Dachflächen der Gebäude sind unzulässig.

2.2 FASSADENGESTALTUNG

2.2.1 Eine Fassadenverkleidung mit blendenden, glänzenden oder spiegelnden Materialien ist
nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind in die Fassade integrierte PV-Module
(Photovoltaik).

Freistehende Werbeanlagen mit Eigenwerbung an der Stätte der Leistung können auf den
Baugrundstücken bis zu 8,0 m über dem natürlich anstehenden Geländeniveau zugelassen
werden, wenn städtebauliche Belange nicht entgegenstehen. Pro Baugrundstück sind zwei
freistehende Werbeanlagen zulässig. Fremdwerbung ist nicht zulässig.

1.14     NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen
Nutzung Bauweise

Grundflächenzahl
(GRZ)

Baumassenzahl
 (BMZ)

Höhe der baulichen Anlagen
(Höchstgrenze)



3.          HINWEISE

3.1 DENKMALPFLEGE (§§ 20 und 27 DSchG)

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde
(z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist das Landesamt für
Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stuttgart (Abt. 8) unverzüglich zu
benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens
bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belassen. Die
Möglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen.

3.2 BODENSCHUTZ (§§ 202 BauGB)

Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß § 12 BBodSchV, Vollzugshilfe zu § 12
BBodSchV, DIN 19731, DIN 18915 sowie den vorliegenden Leitfäden zum Schutz der Böden
bei Auftrag von kultivierbarem Bodenaushub bzw. zur Erhaltung von fruchtbarem und
kulturfähigem Bodenaushub bei Flächeninanspruchnahme schonend umzugehen. Die
gesetzlichen und fachlichen Regelungen sind zu beachten und umzusetzen.

3.3 ERDMASSENAUSGLEICH

Gemäß § 3 Abs. 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei der Ausweisung von
Baugebieten darauf hinzuweisen, dass ein Erdmassenausgleich stattfindet. Dabei soll durch
Festlegung von Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden
anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden. Die Auffüllung des Aushubmaterials
auf dem Grundstück ist bei nahezu vollständiger Überbauung nicht möglich.

3.4 VERWERTUNGSKONZEPT

Rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten (Erschließung) ist gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG der
zuständigen Bodenschutz- und Altlastenbehörden ein detailliertes Bodenschutz- und
Verwertungskonzept vorzulegen. Dieses Bodenschutz- und Verwertungskonzept soll die
notwendigen Maßnahmen zum Bodenschutz (insbesondere zur Vermeidung von
Verdichtungen) sowie die tatsächlichen Verwertungs- und Entsorgungswege für die
unterschiedlichen Aushubmassen einschließlich humosen Oberbodenmaterials
(Oberbodenmanagement) darlegen. Für nicht verwendbare Aushubmassen sind
entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten einzuplanen. Dazu ist gemäß § 3 Abs. 4
LKreiWiG bei verfahrenspflichtigen Bauvorhaben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr
als 500 m³ Bodenaushub, verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahmen oder als Teilabbruch
umfassende verfahrenspflichtige Baumaßnahmen, ein Abfallverwertungskonzept vorzulegen
und durch die zuständige Abfallrechtsbehörde zu prüfen.

2.4.3 Bewegliche Werbeanlagen und Lichtzeichen, in Form von Lauf-, Blitz- und Wechsellicht,
sowie Werbeanlagen, die in störender Weise in Erscheinung treten oder eine ablenkende
Wirkung auf den Verkehr der Bundesstraße B10 ausüben, sind nicht zulässig.

2.4.4 Im GE1 und GE2 ist jeweils eine freistehende Werbeanlage mit maximal 12,0 m Höhe über
dem natürlich anstehenden Geländeniveau ausnahmsweise zulässig, wenn städtebauliche
Belange nicht entgegenstehen.

Werbeanlagen, die in einem Abstand von weniger als 40 m vom Fahrbahnrand der B10
vorgesehen sind, müssen grundsätzlich der Straßenbauverwaltung zur Prüfung und
Zustimmung vorgelegt werden. Dies betrifft auch genehmigungsfreie Vorhaben gemäß § 50
LBO.

Hinweis:



ANBAUVERBOTSZONE

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften
notwendige Genehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde,
wenn bauliche Anlagen längs der Bundesstraßen bis zu 40 m, gemessen jeweils vom
äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, errichtet,
erheblich geändert oder anderst genutzt werden sollen.

3.7

BRANDSCHUTZ

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Menge von 96 m³ pro Stunde über
einen Zeitraum von 2 Stunden vorzusehen.
Die Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen.
Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur
Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 Metern Lauflinie bis zum Zugang
des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein.
Entnahmestellen mit verminderter Leistung sind vertretbar, wenn die gesamte
Löschwassermenge des Grundschutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 Metern aus
maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt ist. Diese Regel gilt nicht über unüberwindbare
Hindernisse hinweg. Das sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie
langgestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den
Wasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern.
Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, welche auch der
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 Meter nicht übersteigen. Größere
Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch geeignete
Löschwasserentnahmestellen.
Bei der vorlautenden Löschwasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf der
Betriebsdruck 1,5 Bar nicht unterschreiten.
Der Punkt 3.7 aus der VwV Feuerwehrflächen ist zu beachten.

3.8

INSEKTENSCHONENDE BELEUCHTUNG

Gemäß § 21 Abs. 3 Naturschutzgesetz BW ist zum Schutz von nachtaktiven Insekten die
Beleuchtung mit insektenschonenden Leuchtmitteln entsprechend dem aktuellen Stand der
Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die der
Außenbeleuchtung der Verkehrsflächen dienende Beleuchtung ist ausschließlich mit einer
Abstrahlung nach unten auszurichten.

3.9

3.5 ALTLASTEN

Aufgrund der bestehenden und vergangenen gewerblichen Nutzungen innerhalb des
Plangebietes ist in Teilbereichen mit entsorgungsrelevanten Verunreinigungen im
Untergrund zu rechnen. Der Bodenaushub ist von einem Sachverständigen zu überwachen.
Generell gilt es bei auffälligen Gerüchen und Erdverfärbungen umgehend das Landratsamt
Alb-Donau-Kreis zu informieren.

3.6 KAMPFMITTEL

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans können im Untergrund Munitionsaltlasten aus dem
2. Weltkrieg vorhanden sein. Vor Beginn der Baumaßnahmen ist die zuständige Dienstelle
für Kampfmittelbeseitigung einzuschalten.
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